
2335 05bVI ZR 2U/?6 
Verkündet
am 1. Oktober 1957 
d H f e ?  Justizobersekretär, 
als Urkundsbearoter der 
Geschäftsstelle

I m  H a m e n  d e s  V o l k e s  
In dem Rechtestreit

des Kaufmanns Ernst Wflistraße
Klägers, Berufungsklägers, Beruf ungs- und An­
schlußberufungsbeklagten und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br.

gegen

de^Kaufmarm Aloys in
persönlich haftender Gesellschafter 

Lackfabrik Eduard
in Firma 
& Co o,

2o die Kommanditgesellschaft Firma 
fabrik Eduard HiflBl & Co in ^1 Bfl^straße a,

Lack-

3o

4o

3p

den Chemiker und Kaufmann Eduard H 
Bdfestraße flK

den Ingenieur und Kaufmann Max Id
Am H e ^

den Kraftwagenführer Erwin H:'» HedSweg äk
Beklagte, Rerufungskläger, Beruf ungs- und An­
schlußberufungskläger und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigters Rechtsanwalt Br.

hat der VI« Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
auf die mündliche Verhandlung vom 1. Oktober 1957 
unter Mitwirkung des Senatspräsidenten Prof .Br.Meiß 
und der Bundesrichter Br. Engels, Br. Meyer, Hanebeck 
und Br. Hauß

für Recht erkannt
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Io Auf die Revision des Klägers wird das den 
Parteien im schriftlichen Verfahren am 29.
März und 3» April 1956 zugestellte Urteil des 
1 o Zivilsenats des Hanseatischen Oberlandes­
gerichts zu Hamburg teilweise aufgehoben 
und wie folgt neu formuliert}

1 c Die Berufung des Klägers gegen das feil- * 
urteil der 6. Zivilkammer des Landgerichts 
in Hamburg vom 27. Oktober 1953 wird als 
unzulässig verworfen, soweit sie Anträge 
gegen die Beklagten zu 2) bis 4) verfolgt,

2. Die Anschlußberufungen der Beklagten gegen 
das bezeicbnete Urteil werden als unzulässig 
verworfen..

3. Die Berufungen der Beklagten zu 1) und 5) 
werden insoweit als unbegründet zurückge­
wiesen, als sie für die Zeit vom 1. Juni 
1953 bis zum 31. Mai 1955 eine Herabsetzung 
der monatlich zu zahlenden Rente auf einen 
Betrag von unter 150 IM monatlich erstreben»

4« Auf die Berufungen der Beklagten zu 1) und 
5) wird das Urteil der 6. Zivilkammer des 
Landgerichts in Hamburg vom 27» Oktober 1953 
insoweit geändert, als dem Kläger für die 
Zeit vom 1. Juni 1955 bis zum 31. Mai 1955 
ein jährlicher Kur- und Arztkosten-Pauschal-‘ 
satz von 1 000 BM zugebilligt ist. Die Klage 
wird zu diesem Punkt gegen die Beklagten zu
1) und 5') abgewiesen.



lie Im übrigen wird die Sache an den 7« Zivil­
senat des Hanseatischen Oberlandesgerichts 
su Hamburg zur anderweiten Verhandlung und 
Entscheidung zurückve rwie sen ■>

Dieser hat noch zu entscheiden,'
1 « über den als Anschlußberufung auf zufassen­
den Antrag des Klägers, die Beklagten zu 1) 
und 5) zur Zahlung weiterer 2 500 DM zu ver­
urteilen,
2c über die Berufungen der Beklagten zu 1) 
und 5)9 soweit sie nicht durch die Entschei­
dung zu X erledigt sind«

IXX« Die weitergehende Revision des Klägers wird 
zurückgewiesen«

IV* Von den Gerichtskosten der Revisionsinstanz 
tragen der Kläger 1/8, die Beklagten zu 1) bis 
5) gesamtschuldnerisch 1/4 und die Beklagten 
zu 2) bis 4) gesamtschuldnerisch weiter 1/8«

Von den außergerichtlichen Kosten der Revi- 
sionstinstanz trägt der Kläger 1/8 seiner eige­
nen Kosten, die Beklagten zu 1) und 5) tragen 
je 5/20 und die Beklagten zu 2) bis 4) je 7/10 
ihrer eigenen Kosten« Der Kläger trägt je 1/5 
der Kosten der Beklagten zu 1) und 5) und je 
3/10 der Kosten der Beklagten zu 2) bis 4)« Die 
Beklagten zu 1) bis 5) tragen gesamtschuldne­
risch 1/4 und die Beklagten zu 2)' bis 4) ge­
samtschuldnerisch weitem 1/8 der Kosten des 
Klägers«
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Von den Gerichtskosten der Berufungsinstanz 
tragen der Kläger 5/20, die Beklagten zu 1) 
bis 5) gesamtschuldnerisch 3/20 und die Beklag­
ten zu 2) bis 4) gesamtschuldnerisch weitere 
4/20.
Von den außergerichtlichen Kosten der Beru­
fungsinstanz trägt der Kläger 5/20 seiner eige*- 
nen Kosten^ die 'Beklagten zu lO^jund i5;)’̂tra-. ' 
gen je 5/25 und die Beklagten zu 2) bis 4) je 
7/10 ihrer eigenen Kosten. Der Kläger trägt 
je 9/25 der Kosten der Beklagten zu 1) und 5) 
und je 3/10 der Kosten der Beklagten zu 2) 
bis 4)« Die Beklagten zu 1) bis 5) tragen ge­
samtschuldnerisch 3/20 und die Beklagten zu
2) bis 4) gesamtschuldnerisch weitere 4/20 der 
Kosten des Klägers.

Dem Berufungsgericht wird im Verhältnis zwischen 
dem Kläger und den Beklagten zu 1) und 5) die 
Entscheidung über folgende Kosten übertragen?

a) der Revisionsinstanz:
1/2 der Gericht skosten
1/2 der außergerichtlichen Kosten des Klä­

gers
13/20 der außergerichtlichen Kosten der Be­

klagten zu 1) und 5),*

b) der «Berufungsinstanz: l-v «e
2/5 der Gerichtskosten ;
2/5 der außergerichtlichen Kosten des Klä­

gers
11/25 der außergerichtlichen Kosten der Be­klagten zu 1) und 5)j

c) der ersten Instanz.
Von Rechts wegen



«■n ^

Tatbestands

Der im Jahre 1899 geborene Kläger wurde am 13« 
Dezember 1949 von einem vom Beklagten zu 1) gelenk­
ten Lastkraftwagen der Beklagten zu 2) 'angefahren. Der 
Beklagte zu 3) hatte die Sprung des Wagens zeitweise 
dem Beklagten zu 1) überlassen, obwohl er wußte, daß 
dieser keinen Führerschein hatte. Die Beklagten zu 1),
3) unü 4) sind persönlich haftende Gesellschafter der 
Beklagten zu 2). Der Kläger hat nach dem Gutachten des 
gerichtlich bestellten Sachverständigen eine Impres­
sionsfraktur des Schädels mit einer Gehirnerschütterung 
schweren Grades sowie Abrißfrakturen der Querfortsätze 
von drei Lendenwirbeln erlitten. Bach Auffassung des 
Gutachters haben die Verletzungen zu einer gehirnorga­
nischen Wesensanderung und zu zentralnervösen vegetati- 
ven Krisen geführt. Die unfallbedingte Brv/erbsminderung 
des Klägers ist im Jahre 1953 für vorläufig zwei Jahre 
auf 70 $6 geschätzt worden.

Der Kläger hat zunächst beantragt, die Beklagten 
als Gesamtschuldner zu verurteilen, an ihn zu zahlen,

a) 3 000 DK Schmerzensgeld,
b) eine monatliche Hente .von 600 DM auf Lebenszeit,
c) Arzt- und Heilungskosten sowie Mehrausgaben in Höhe 

von 395.20 DM.

Ferner hat.er um die Feststellung gebeten, daß 
die Beklagten verpflichtet sind, ihm allen aus dem Un­
fall noch entstehenden Schaden zu ersetzen.

Das Landgericht hat durch Teil- und Zwischenur­
teil vom 8. März 1951 die beantragte Feststellung ge-



troffen und die Zahlungsansprüche zu a) bis c) dem Grun­
de nach für gerechtfertigt erklärt, den Anspruch zu b) 
jedoch nur bis zur Vollendung des 65. Lebensjahrs des 
Klägers c In der Berufungsinstanz haben sich die lartei- 
en durch Zwischenvergleich darüber geeinigt, daß die 
ausgesprochene Begrenzung des Rentenanspruchs auf das 
Ende des 65 o Lebensjahres im Höheverfahren nicht ver­
bindlich sein soll. Im übrigen ist das Teil- und Zwi­
schenurteil rechtskräftig geworden*

Im Höheverfahren hat der Kläger seinen Renten­
anspruch auf 250 IM monatlich beschränkt; im übrigen 
hat er seine Klage erweitert und folgende Anträge ge­
stellt?

1 * die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurtei­
len - unter Anrechnung der auf Grund einstwei­
liger Verfügung gezahlten Beträge - an den 
Kläger eine tfaterhaltsrente ab 13- Dezember 
1949 in Höhe von 250 IM monatlich zu zahlen, 
und zwar die bereits fälligen Beträge in 
Höhe von 2 289,15 M  sofort;

2* die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurtei­
len, ab 13. Dezember 1949 jährlich - unter 
Anrechnung der auf Grund einstweiliger Verfü­
gung gezahlten Beträge - einen Kurkosten- 
und Arztkostenpauschalsatz von 1 000 M  zu 
zahlen;

3o die Beklagten als Gesamtschuldner zu verurtei­
len, ein Schmerzensgeld in Höhe von 5 000 DM 
zu zahlen, zuzüglich 4 $> Zinsen ab Klagerhebung;
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4c die Beklagten als (JesamtSchuldner zu ver­
urteilen, für Sachschaden und V/ertverlust 
insgesamt 4 554* 28 DM zuzüglich 4 # Zin­
sen zu zahlen.

Die Beklagten haben um Abweisung der Klage gebe­
ten. Sie vertreten den ’Standpunkt, der Kläger habe die 
Unfallfolgen und insbesondere seinen Einkommensausfall 
erheblich überbewertet. Begründete Ansprüche des Klä­
gers seien durch die anzurechnende Invalidenrente und 
die von ihnen auf Grund einstweiliger Verfügungen ge­
leisteten Zahlungen mehr als abgegolten. Die zukünfti­
gen Schäden des Klägers ließen sich noch nicht soweit 
übersehen, daß ein Zahlungsbegehren gerechtfertigt sei.

Das Landgericht hat durch Jeilurteil vom 27. Ok­
tober 1955 wie folgt entschieden*

I. Die Beklagten werden als Gesamtschuldner ver­
urteilt, an den Kläger
io) 6 893s44 DM nebst 4 Zinsen auf 5 150 DM 

seit dem 6. Juni 1950,

2.) vorbehaltlich § 1542 RVO ab 1. Juni 1953 
bis zum 31. Mai 1955
a) unter Anrechnung der von der Landes- 

verSicherungsanstalt bezogenen Rente 
eine monatliche Unterhaltsrente von 
insgesamt 250 DM,

b) einen Jährlichen Kur- und Arztkosten­
pauschalsatz von 1 000 DM

zu zahlen



II* Die Klage wird im übrigen abgewiesen mit 
Ausnahme des Rentenanspruchs und jährlichen 
Kur- und Arztkostenpauschalsatzes, soweit 
sie über den 31. Mai 1955 hinausgehen*

III. Die bisher entstandenen Gerichtskosten tra­
gen die Parteien je zur Hälfte, die bisheri­
gen außergerichtlichen Kosten werden gegen­
einander aufgehoben*

Der zugebilligte Betrag von 6 893,44 DM setzt 
sich aus 5 000 DM für Schmerzensgeld, aus einem RUck- 
stand von 1 743,44 DM für Rentenforderungen wegen Ver­
dienstentgangs und aus einem Betrag von 150 DM für Sach­
schaden zusammen*

Der Kläger hat gegen dieses Urteil mit folgendem 
Antrag Berufung eingelegt?

1 * Die Beklagten werden als Gesamtschuldner ver­
urteilt, an den Kläger - unter Anrechnung von 
ihnen bisher gezahlter IJnterhaltsbeträge - ab 
13. Dezember 1949 eine Unterhaltsrente in Hö­
he von 250 DM monatlich - unter Anrechnung der 
von der Landesversicherungsanstalt bisher gezahl­
ten und noch zu zahlenden Rente bis zur Hohe 
von 100 DM monatlich - zu zahlen, und zwar die 
•bereits fälligen Beträge in Höhe von 3 297,96 DM 
sofort*

2c Die Beklagten werden als Gesamtschuldner ver­
urteilt, ab 13. Dezember 1949 - unter An­
rechnung der auf Grund einstweiliger Verfü­
gung gezahlten Beträge - an den Kläger einen 
Kurkosten- und Arztkostenpauschalsatz in Höhe



yon 2 000 JM {jährlich zu zahlen.

3» Die Beklagten werden als Gesamtschuldner 
verurteilt* an den Kläger ein Schmerzens­
geld in Höhe von 7 300 BIS nebst 4 # Zinsen 
seit dem fage der Klagezustellung zu zah­
len»

4= Die Beklagten werden als Gesamtschuldner 
verurteilt* an den Kläger für Sachschaden 
und Wert Verlust insgesamt 3 954,28 3M nebst 
4 # Zinsen seit dem fage- der KlageZustel­
lung zu zahlen»

Nachdem dem Kläger das Armenrecht nur für die 
Verfolgung des Antrags zu 3) bewilligt war. hat er er­
klärt, er beschränke die Berufung auf die Erhöhung 
des Schmerzensgeldes von 5 000 M  auf 7 500 DM (Antrag 
zu 3)o

Bie Beklagten zu 2) bis 4) haben ebenfalls zu­
nächst Berufung eingelegt, diese aber zurückgenomiaen, 
schon bevor der Kläger die Einschränkung seiner Beru­
fung erklärt hatte»

jDie Beklagten zu 1) und 5) haben Berufung einge­
legt und folgenden Antrag gestellt?

unter Abänderung des angefochtenen Urteils die 
Klage abzuv/eisen, soweit

a) dem Kläger ein Betrag von mehr als 2 329,11 BK 
nebst 4 # Zinsen seit dem 6. Juni 1950 •

zugesprochen worden ist,



b) dem Kläger filr die Zeit vom 1 * Juni 1953
bis zum 31* Kai 1*955 -unter 'Anrechnung der von 
der lande sver Sicherungsanstalt gezahlten 
bzv/o zu zahlenden Beträge eine monatliche 
Rente von mehr als H O  DM pro Monat zuge­
billigt wurde,

c) dem Kläger ein jährlicher Kur- und Arztkosten­
pauschalsatz in Röhe von 1 000 DH zuerkannt 
worden ist,

Ferner haben die Beklagten zu 1) und 5) um eine 
Überprüfung der Kostenentscheidung des Landgerichts ge­
beten.

Im laufe des Berufungsverfahrens haben die Beklag­
ten zu l) bis 5) ferner unselbständige Anschlußberufun­
gen eingelegt, mit denen sie beantragt haben,,

das landgerichtliche Urteil abzuändern und die
Klage abzuweisen.

Der Kläger hat um Zurückweisung der Berufungen 
der Beklagten gebeten.

Das Oberlandesgericht hat wie folgt entschiedens

«*I. Die Berufung des Klägers gegen das Teilurteil 
des Landgerichts Hamburg, Zivilkammer 6,vom 
27* Oktober 1953 wird als unbegründet zurUclc- 
gewiesen.

IT, a) Auf die Berufungen der Beklagten zu 1)
und 5) wird das bezeichnete Urteil inso-



weit abgeändert und die Klage abgewiesen, 
als dem Kläger
1c für die Zeit vom 1. Juni 1953 bis sum 

31. Mai 1955 unter Anrechnung der von 
der Landesversicherungsanstalt gezahl­
ten Beträge eine monatliche Rente von 
mehr als 150 IM und 

2 a ein jährlicher Kur- und Arztkostenpau­
schalsais von 1 000 DM 

zuerkannt worden ist. Die weitergehenden 
Berufungsanträge der Beklagten zu 1) und 
5) werden als unbegründet zurückgewiesenc

b) Auf die Anschlußberufungen der Beklagten 
zu 1) bis 5) wird das bezeichnete Urteil 
insoweit abgeändert und die Klage abge­
wiesen, als die Beklagten verurteilt sind, 
an den Kläger 6 893,44 DM nebst 4 # Zinsen 
auf 5 150 B&i seit dem 6« Juni 1955 zu zah­
len.

Die weitergehenden Anträge der Anschlußbe­
rufungen werden als unzulässig verworfen*

III. Der Kläger trägt die Kosten der Berufungsin­
stanz zu vier Fünfteln, die Beklagten als 
Gesamtschuldner zu einem Fünftel* Soweit die 
Beklagten zu 2) bis 4) die Berufung zurückge­
nommen haben, tragen sie im Verhältnis der 
Beklagten zueinander die Kosten des Verfah­
rens.

Die Kosten der ersten Instanz tragen der Klä­
ger zu drei Vierteln, die Beklagten als Ge-
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samtSchuldner zu einem Viertel» tt

Der Kläger hat mit der Revision beantragt.

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils 
die An schlußberuf ting der Beklagten zu 2) bis
4) als unzulässig zu verwerfen und ferner 
unter Aufhebung des angefochtenen Urteils 
auf die Berufung des Klägers gegenüber den 
Beklagten zu 1) und 5) nach dem letzten; aus 
seinem Tatbestand ersichtlichen Klageantrag 
zu erkennen und die Ansehlußberufungen- der 
Beklagten zu 1) und 5) zurüekzuweisenj

hilfsweise,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils 
wie des ihm zugrunde liegenden Verfahrens 
den Rechtsstreit zur anderweiten Verhand­
lung und Entscheidung an das Berufungsge­
richt zurückzuverweisen«

' Die Beklagten haben um Zurückweisung der Re­
vision gebeten«



0.0

Das Revisionsgericht hatte zunächst von Amts we­
gen zu prüfen, oh die eingelegten Rechtsmittel zulässig 
waren, so daß sie eine Grundlage für das weitere Ver­
fahren bilden konnten. Die Prüfung führt zu folgendem 
Ergebnis?

1. Der Kläger hatte seine erst unbeschränkt ein­
gelegte Berufung auf den Antrag beschränkt, das Beru­
fungsgericht möge ihm anstatt des vom Bandgericht zuge­
billigten Schmerzensgeldes von 5 000 ELI ein solches von 
7 500 DU zubilligen« Mit Recht hat das Berufungsgericht 
in der Beschränkung des Berufungsantrages eine teilwei­
se Rücknahme der Berufung nach. § 515 ZPO gesehen« Mit 
dieser teilweisen Rücknahme des Rechtsmittels wurde aber 
- was das Berufungsgericht verkannt hat - die Berufung 
unzulässig, da ihr, soweit sie aufrecht erhalten wurde, 
das Erfordernis der Beschwer fehlte« Denn das Bandgericht 
hatte den bezifferten Schmerzensgeldanspruch des Klägers 
von 5 000 DM in voller Höhe zugesprochen« Zwar kann der 
Berufungskläger, wenn eine zulässige Berufung vorliegt, 
seine Ansprüche im Berufungsrechtszug erweitern und neue 
Ansprüche geltend machen. Er kann aber nicht die Beru­
fung lediglich mit dem Ziel verfolgen, bisher nicht gel­
tend gemachte Ansprüche in zweiter Instanz zugebilligt 
zu erhalten. Nimmt der Berufungskläger seine Berufung in­
soweit zurück, als er durch das angefochtene Urteil be­
schwert ist, wird mit der Unzulässigkeit der Berufung 
auch die ihm als Berufungskläger offen stehende Möglich­
keit ausgeschlossen, den Klageantrag im Berufungsrechts- 
zug zu erweitern.



2o Es fragt 3ich jedoch; ob die unzulässige Be­
rufung des Klägers nicht als zulässige Anschlußberufung 
umgedeutet werden kann, für die das Erfordernis der Be­
schwer nicht gilt, Biese Möglichkeit versagt, soweit 
der Kläger seinen Anspruch auf Erhöhung des Schmerzens­
geldes gegen die Beklagten zu 2) bis 4) veirfolgt. Die 
Beklagten zu 2) bis 4) hatten nämlich ihre zunächst ein­
gelegte Berufung alsbald zurückgenommen, so daß es für 
eine gegen sie gerichtete Anschlußberufung an dem Er­
fordernis fehlt, daß eine Berufung des Gegners der An­
schlußberufung vorliegen muß (Erteil des erkennenden Se­
nats vom 13,Oktober 1954 - VI ZH 49/54 « EM Kr, 4 zu 
§ 521 ZPO; RGZ 46, 415), Die Anschlußberufung läßt eine 
Antragstellung nur im Anschluß an eine zulässige*Beru­
fung desjenigen zu, gegen den Ansprüche verfolgt werden 
sollen. Da die Beklagten zu 2) bis 4) einerseits und die 
Beklagten zu-1) und 5) andererseits angesichts der un­
terschiedlichen Begründung der Ansprüche (Haftung für 
eigene ‘unerlaubte Handlung, Haftung aus § 831 BGB und aus 
den §§ 161 Abs, 2, 128 HGB) keine notwendige Streitgenos­
sen waren, so brauchte nicht darauf eingegangen zu wer­
den, ob anders zu entscheiden wäre, wenn das stoeitige 
Rechtsverhältnis allen Streitgenossen gegenüber im Sinne 
des § 62 ZPO nur einheitlich entschieden werden könnte 
(vgl. hierzu RGZ 38, 426).

Von den Beklagten zu 1) und 5) lagen dagegen zuläs­
sige Berufungen vor, als der Kläger erklärte, er wolle 
nur noch den Antrag auf Erhöhung des Schmerzensgeldes ver­
folgen. Biese - spater nicht, zurückgenomaienen - Berufun­
gen konnten daher Grundlage einer Anschließung sein. 7/enn 
der Kläger sein 3egehren auch nicht als Anschlußberufung 
bezeichnet hat, so kann doch nach den Umständen als sein 
Wille angenommen werden, daß er zumindest hilfsweise er-



reichen wollte, da3 sein Antrag auch in einer Abhängig­
keit von zulässigen Berufungen der Beklagten mitberück- 
sichtigt werden sollte, damit er bei der Bestimmung 
der Grenzen der Verhandlung Berücksichtigung fand. Dar­
auf deutet insbesondere hin, daß der Kläger gegenüber 
dem Vorbringen der Beklagten, die Ansprüche des Klägers 
seien durch die bisherigen geleisteten Zahlungen abge­
golten, immer wieder darauf hingewiesen hat, bei der 
Abrechnung müsse ein höherer Schmerzensgeldanspruch in 
Ansatz gebracht werden. Der Kläger hat auch in seinem 
Schriftsatz vom 23. September 1955 (Bl. 578) mit dem An­
trag auf Zurückweisung der gegnerischen Berufungen sei­
nen eigenen Antrag nicht mehr als Berufungsantrag be­
zeichnet, sondern nur noch um Erhöhung des Schmerzens­
geldes gebeten. Daß in einer Erhöhung des Klageantrages 
in der Berufungsinstanz die Erhebung einer Anschlußberu­
fung liegen kann, hat der Senat bereits in seiner Ent­
scheidung vom 28. Oktober 1953 ~ VI ZR 217/52 = RJW 1954 
266 - ausgeführt. Es wird ferner auf das Urteil des 
III. Zivilsenats des Bundesgerichtshofs vom 4. Kovember 
1954 - III ZR 236/53 - IM 4 zu § 556 ZPO - verwiesen, in 
dem unter liifürdigung der besonderen Umstände des Palles 
eine unzulässige Revision als zulässige Anschlußrevi­
sion umgedeutet worden ist. Der Senat, der zur Auslegung 
von Prozeßerklärungen selbst in der Lage ist, trug kei­
ne Bedenken, den Antrag des Klägers, soweit er gegen 
die Beklagten zu 1) und 5) gerichtet ist, als unselb­
ständige AnschluSberufuhg aufzufassen, die als solche 
ausreichend begründet und gegenüber den Beklagten zu 1) 
und 5) als zulässig anzusehen ist.

Das Ergebnis ist also folgendess

Die Berufung des Klägers ist als unzulässig zu 
verwerfen, soweit sie sich gegen die Beklagten zu 2) bis



4) wendet (§ 519 b ZPO). Im übrigen ist der Antrag des 
Klägers zwar als Berufung uczulässag, aber als unselb­
ständige Ansehlußberufung umzudeuten, so daß es einer 
Zurückweisung der Berufung nicht bedarf.

5) Die von allen Beklagten eingelegten unselb­
ständigen Anschlußberufungen sind wirkungslos, da es 
an dem Erfordernis einer zulässigen Berufung des Klä­
gers fehlt. Soweit die Berufung des Klägers als unselb­
ständige Anschlußberufung umgedeutet wird, kann sie 
nicht Grundlage einer weiteren Anschließung sein. Die 
Anschlußberufungen der Beklagten waren daher nicht nur 
teilweise, sondern in vollem Umfange als unzulässig 
zu verwerfen (§§ 522, 522 a in Verbindung mit § 519 b 
ZPO).

4) Soweit die Beklagten zu 2) bis 4) beteiligt 
sind; war daher eine abschließende Entscheidung über die 
Hechtsmittel durch das Berufungsgericht möglich. Soweit 
das Verfahren gegen die Beklagten zu 1) und 5) gerichtet 
ist, hat das Berufungsgericht in Verkennung der verfah­
rensrechtlichen Lage die Verhandlung zu weit ausgedehnt, 
da die Berufungsanträge dieser Beklagten und der Antrag 
des Klägers auf Zubilligung eines weiteren Betrages von 
2 500 DM die Grenzen für die Sachverhandlung und die Än­
derung des landgerichtlichen Urteils bildeten (§ 525 ZPO), 
Nun ist auch innerhalb dieser Grenzen eine Verhandlung 
und Entscheidung des Berufungsgerichts erfolgt. Bas Ur­
teil des Berufungsgerichts könnte daher hinsichtlich 
der Beklagten zu 1) und 5) innerhalb dieser Grenzen auf­
recht erhalten werden, wenn die Hevisionsangriffe des 
Klägers unbegründet wären. Ebenfalls ist innerhalb die­
ser Grenzen eine Entscheidung des Hevisionsgerichts zugun­
sten des Klägers möglich. Es muß daher in eine Prüfung



der HeVisionsangriffe des Klägers eingetreten werden, 
der sich dagegen wendet, daß das Berufungsgericht die 
ahm vom Landgericht zugesprochenen Ansprüche teilweise 
abgewiesen und die Zubilligung eines weiteren Betra­
ges von 2 500 DM deshalb abgelehnt hat, weil es insoweit 
Erfüllung angenommen hat* Wie bereits ausgeführt, hat 
diese Prüfung nur im Verhältnis des Klägers zu den Be­
klagen zu 1) und 5) Bedeutung.

II o

1) Es ist rechtlich nicht zu beanstanden, daß das 
Berufungsgericht den Antrag des Klägers auf Zuerkennung 
eines Kur- und Arztkostenpauschalsatzes für die Zeit 
vom 1* Juni 1953 bis zum 31 * Mai 1955 abgewiesen hat.
Die Beklagten hatten für die Vorjahre auf Grund einst­
weiliger Verfügungen Arzt-, Sanatoriums- und Kurkosten 
bezahlt;, aber in dem gegenwärtigen Verfahren vorgetragen, 
die Ersatzforderungen seien zum feil unbegründet, zum 
feil überhöht gewesen* Insbesondere hatten die Beklagten 
wiederholt darauf hinge'wiesen, daß für die hier in Prä­
ge stehende Zeit nicht auf Grund einer bloßen, an frühere 
Zeiträume anknüpfenden Pauschalberechnungen, sondern nur 
auf Grund spezifizierter ärztlicher Kostenaufstellung ge­
zahlt werden könne* Dieses Verlangen war für die rück­
wärtige Zeit berechtigt, für die der Kläger zu einer Spe­
zifizierung seiner Ansprüche in der Lage sein mußte. Ob­
wohl die hier in Präge stehende. Zeit vom 1* Juni 1953 bis 
zum 31> Mai 1955 bereits lange vor Erlaß des Berufungsur­
teils abgelaufen war, hat der Kläger jede Spezifizierung 
unterlassen und überdies vorgetragen, er sei inzwischen 
von anderer Seite in Kur geschickt worden* War aber - was 
möglich wäre - für den Kläger als Kriegsbeschädigten 
eine Kur bewilligt worden und brauchte sich der Kläger



an den Kosten der Kur nicht zu beteiligen- so bestand 
kein Ersatzanspruch gegen die Beklagten. Hatte seine 
Privatkrankenkasse die*Kosten der Kur getragen, so hät­
te der Kläger näheren Aufschluß geben, die Kurkosten 
spezifizieren und Aufschluß geben müssen, weshalb die 
Ersatzforderung nicht auf den Versicherer übergegangen 
ist* Die Rüge der Revision, das Berufungsgericht habe 
den Kläger gemäß § 139 ZPO auffordem müssen, seine For­
derungen für Kur- und Arztkosten aufzugliedern und nä­
her zu begründen, kann schon deshalb keinen Erfolg ha­
ben, weil der Kläger auch im Revisionsrechtszug nicht 
erklärt und unter Beweis gestellt hat, welche Auslagen 
ihm für Heilbehandlung und Kuren in der Zeit vom 1. Ju­
ni 1953 bis zum 31. Mai 1955 erwachsen sind* Bas wäre aber 
zur Begründung der Bevisionsrüge gemäß § 554 Abs* 3 Nr. 2 
b ZPO erforderlich gewesen (vgl. Stein/Jonas/Schönke,
ZPO 17* Auflo III 3 b zu § 554). Pur die Folgezeit wird 
erst nach ärztlicher Überprüfung entschieden werden, in 
welchem Umfang noch eine laufende ärztliche Behandlung 
und eine jährliche Kur erforderlich ist. Sollte sich da­
bei heraussteilen, daß Kuren zur Behandlung der Bhf all­
folgen notwendig sind, so steht rechtlich nichts im Wege, 
die Beklagten schon vor Antritt der Kur zur Zahlung ei­
nes zu schätzenden Pauschalbetrages zu verurteilen, da- 
mit die Kur durchgeführt werden kann. Über diese An­
sprüche wird aber erst demnächst das Landgericht zu be­
finden haben, das sich insoweit die Entscheidung vor- 
behalten hat. Pur die Zeit vom 1* Juni 1953 bis zum 
31. Mai 1955 ist die Verurteilung des Landgerichts zum 
Ersatz von Pauschalbeträgen mit Recht aufgehoben worden, 
weil es der Kläger unterlassen hat, seine Ersatzansprüche 
für diese Zeit ausreichend zu begründen.

2) Bagegen sind die Angriffe der Revision begrün- 
det, die sich gegen die Einschätzung des unfallbeding­
ten Verdiensta'visfalls richten.



Das Berufungsgericht hat aus dem Gutachten des 
Sachverständigen Dr. Altenburger die Überzeugung er­
langt, daß der Kläger in seinem Baustoff-Großhandel wäh­
rend der letzten 41/2 Monate vor dem Unfall nur einen 
Be ingewinn von monatlich durchschnittlich etwas unter 
80 DM erzielt habe«, Es hat aber zu Gunsten des Klägers 
berücksichtigt, daß der geprüfte Zeitraum nicht eigent­
lich zur Bausaison gehört..ferner, daß eine Umsatz­
steigerung bei intensivem Bemühen möglich gewesen wäre. 
Demgemäß ist der Einkommensausfall auf 150 DM monatlich 
geschätzt worden.

Die Revision beanstandet mit Recht, daß die Schät­
zung das Verhandlungsergebnis nur unzureichend würdigt 
und überdies mit Sätzen der Lebenserfahrung nicht im 
Einklang steht«,

Zwar läßt sich mit den vorgebrachten prozessualen 
Revisionsrügen nicht die Feststellung des Berufungsge­
richts erschüttern, daß die von dem Kläger angefangene 
Baustoff-Großhandlung in den letzten Monaten vor dem Un­
fall einen nur bescheidenen Ertrag erbracht hat. Die Be­
mühungen des Berufungsgerichts, durch Sachverständigen­
gutachten ein Bild über die Entwicklung dieses Geschäfts 
seit August 1949 zu erhalten, waren im Rahmen des § 287 
ZPO ausreichend. Insbesondere läßt es sich verfahrehs­
rechtlich nicht beanstanden, daß das Berufungsgericht 
nicht auf alle Einzelheiten des ausgedehnten Parteivor­
bringens zu diesem Punkt eingegangen ist und eine weite­
re Aufklärung für entbehrlich gehalten hat* Das Berufungs­
gericht hätte aber die kurze nachgeprüfte Zeitspanne al­
lein nicht als genügend tragfähige Grundlage für eine 
Schätzung gelten lassen dürfen, die einen Zeitraum bis 
Mitte 1955 umfaßt. Der Kläger hatte im einzelnen unter 
Beweisantritt vorgetragen, er habe bis zur Eröffnung der
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Baustoffhandlung, die erst im Unfalljahr erfolgt war, 
als Geschäftsführer, Abteilungsleiter, Buchhalter oder 
Bücherrevisor, unbeschadet seiner Ki’iegsve riet sung ein 
Einkommen bezogen, das nicht unerheblich über dem Satz 
von 250 DM lag, den das Landgericht als Verdienstaus­
fall zugebilligt hat fee« Das zuletzt in unselbständiger 
Stellung verdiente Einkommen betrug nach der Feststel­
lung des Landgerichts monatlich 350 DM« Nach der Behaup­
tung des Klägers kamen noch Verdienste aus Spesen und 
an einer Geschäftsbeteiligung hinzu« Ergab sich, daß die 
im Unfallzeitpunkt gerade erst im Anlaufen begriffene 
Betätigung des Klägers als selbständiger Kaufmann wirt­
schaftlich ein Fehlschlag war - dieser Auffassung ist of­
fenbar das Berufungsgericht - so hätte zumindest die An­
sicht näher begründet werden müssen, der Kläger würde 
in der Zeit einer allgemein aufsteigenden Konjunktur 
ein Geschäft jahrelang fortgeführt haben, das ihm nicht 
einmal eine bescheidene Existenz abwarf« Die Ansicht des 
Berufungsgericht man dürfe bei der hypothetischen Betrach­
tung der Entwicklung eine Geschäftsaufgabe nicht berück­
sichtigen, verkennt die für den Tatrichter im Rahmen 
des § 287 ZBO bestehende Verpflichtung zukünftige Ent­
wicklungen unter Berücksichtigung der Lebenserfahrung 
und der wirtschaftlichen Gegebenheiten ohne Rücksicht 
auf die Beweislast einzuschätzen« Wenn der Kläger selbst 
noch keine Vorkehrungen zur Aufgabe des Geschäfts ge­
troffen hatte, so konnte hieraus noch nicht hergeleitet 
werden, die Aufgabe des Geschäfts müsse bei der Würdi­
gung außer Betracht bleiben« Denn einmal war es vom Klä­
ger verständlich, daß er die Entwicklung des Gesöhäftes 
wenigstens in der Zeit der nächsten Bausaison abwarte­
te« und außerdem besagt eine anfängliche Fehleinschät­
zung des Klägers über die Möglichkeiten seines Geschäfts 
noch nicht, daß er in der Fehlschätzung auch nach län-



gerem Mißerfolg verblieben wäre. Wie der Kläger durch 
Antrag auf Einholung einer Auskunft des zuständigen 
Landesarbeitsamtes unter Beweis gestellt hat, hätte er 
jeder Zeit eine Stellung als kaufmännischer Angestell­
ter mit einem Monatsgehalt von 300 bis 500 EM finden 
können« Angesichts dieses Beweisantritts imd des eben­
falls unter Beweis gestellten früheren Einkommens des 
Klägers durfte es das Berufungsgericht nicht ohne wei­
tere Begründung als zweifelhaft hinstellen, ob der 
Kläger bei seinem Alter und seiner nicht ganz einwand­
freien körperlichen Verfassung überhaupt in der Lage 
gewesen wäre, monatlich mehr als 150 Eil zu verdienen, 
also innerhalb von 4 bis 5 Jahren über ein unter der 
Pfändungsgrenze liegendes Einkommen hinaus zukommen«
Erst \/enn sich das Berufungsgericht eine Aufklärung dar­
über verschafft hatte, welche Möglichkeiten dem Klä­
ger auf dem Arbeitsmarkt zur Verfügung standen, konn­
te es einschätzen, ob der Kläger ein unrentables Eigen­
geschäft jahrelang fortgeführt hätte« Indem das Beru­
fungsgericht die für längere Zeit geltende Schätzung des 
Verdienstausfalls im wesentlichen aus der buchmäßigen 
Überprüfung eines gerade erst im Aufbau befindlichen 
Geschäfts herleitet, wird es der Verpflichtung nicht 
gerecht, bei der SchadensSchätzung den von der Partei 
vorgetragenen Anhaltspunkten nachzugehen und außerdemA
die allgemeinen wirtschaftlichen Erfahrungen, insbeson­
dere solche auf dem Gebiet des Arbeitsmarktes, in die 
Beurteilung einzubeziehen. Ea die Schätzung auf offen­
bar unzureichenden und sachwidrigen Erwägungen beruht, . 
kann sie keinen Bestand haben.

3) Eaher war das Berufungsurteil zunächst aufzu­
heben, als in Abänderung des landgerichtlichen Urteils 
die den Betrag von monatlich 150,- EM übersteigenden 
Rentenansprüche abgewiesen sind, die der Kläger für die
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Zeit vom 1. Juni 1953 bis 31. Hai 1955 unter Ani'ech- 
nung der gezahlten Sozialversicherungsieis&aigen gefor­
dert hatte» Die Aufhebung hatte aber ferner auch inso- j
weit zu erfolgen5 als das Berufungsgericht die Klage \. iin Höhe von 6 893 , 44 XII gegen die Beklagten zu 1) und r
5) abgewiesen und durch Zurückweisung der Berufung des r»Klägers ausgesprochen hat, daß ihm der weiter geltend |
gemachte Anspruch von 2 500 DM nicht zusteht» Wie be- «
reite unter I, 3 und 4 ausgeführt wurde, konnte eine 
Abweisung überhaupt nicht ausgesprochen werden, als die 
Berufungsanträge nicht auf eine Abweisung der Klage ab- ^ ^  
zielten, also in Höhe eines Betrages von 2 329,11 DM.
Dieser Betrag wurde nur von den unzulässigen Anschluß- j
berufungen erfaßt, so daß es insoweit auch bei den Be­
klagten zu 1) und 5) beim Urteil des Landgerichts ver- j
bleibt. In dem Umfang, als eine Nachprüfung des Beru- 1
fungsurteils* statthaft war, beruht die Entscheidung 
des Berufungsgerichts auf der Auffassung, dem Kläger 
stehe nur ein Monatsbetrag von 150 DM für entgangenen I
Verdienst zu. Kenn diese Schätzung nicht bestehen blei­
ben; entfallen auch die auf der Schätzung beruhenden |
Entscheidungen des Berufungsgerichts über die Berufun­
gen des Klägers und der Berufungen der Beklagten zu 1) 
und 5). • W  41

3) Nach erneuter tatrichterlicher Prüfung wird 
auch eine erneute Gesamtabrecbnung erforderlich sein. 
Hierbei wird der Kläger Gelegenheit haben, seine Einwen­
dungen gegen die bisherige Abrechnungsmethode geltend 
zu machen. Hierzu sei für die erneute Verhandlung auf 
folgendes hingewiesens
Haben die Beklagten auf einstweilige Verfügungen Zahlun­
gen für bestimmte Ausgaben (etwa Heilungskosten) gelei­
stet so können die Zahlungen erst dann auf Forderungen



für Verdienstausfall angerechnet werden, wenn festge­
stellt ist, daß der Kläger mit der einstweiligen Ver­
fügung unbegründete Forderungen geltend gemacht hat oder 
wenn eine Klage des Klägers zur Hauptsache (vgl. § 926 
Z?0 in Verbindung mit § 936 ZFO) abgewiesen worden ist. 
Sind die Zahlungen auf Grund von Zwischenvergleichen er­
folgt, hat die Anrechnung gemäß dem Bestimmungszweck 
dieser Vergleiche zu erfolgen, wenn nicht in dem Ver­
gleich eine Nachprüfung vorgesehen ist, die alsdann er­
folgen müßte. Haben die Beklagten für den laufenden Ver­
dienstausfall des Klägers Zahlungen geleistet, so kann 
dieser nicht einseitig die Zahlungen anderweitig ver­
rechnen, Dabei ist es gleichgültig, ob die Zahlungen 
an den Kläger selbst oder seine zur Entgegennahme be­
vollmächtigten Rechtsanwälte geleistet sind. Sind die 
Zahlungen im Namen aller Beklagten erbracht worden, 
so müssen sie auch den Beklagten zugute kommen, die - 
infolge des möglichen verschiedenen Verfahrensausgangs 
- nur einen geringeren Betrag aufzubringen haben.

In der erneuten Verhandlung wird auch darauf 
einzugehen sein, ob die Behauptung des Klägers zutref­
fend ist, ihm sei dadurch ein Schaden entstanden, daß 
ihm seit dem Bezug der Heute aus der Angestelltenver­
sicherung die Ausgleichsrente der Kriegsbeschädigtenver­
sorgung nicht mehr gezahlt werde. Die Ansicht des .Beru­
fungsgerichts, der Kläger habe sein Vorbringen nicht 
substantiiere, erscheint angesichts der im Schriftsatz 
des Klägers vom 4. Januar 1956 (Bl» 641 dA) gemachten An­
gaben (vgl. auch die Anlage des Schriftsatzes) bedenk­
lich, überdies hätte das Berufungsgericht von Amts we­
gen durch eine Auskunft des Versorgungsamtes prüfen kön­
nen. ob die Ausgleichsrente mit dem Bezug der Invaliden­
rente der Versicherung in Fortfall gekommen ist und ob
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sie dem Kläger weiter zur Verfügung gestanden hätte, 
wenn er die geschätzten Einnahmen verdient hätte «,

III o

Soweit über die Berufung des Klägers und über 
die Berufung der Beklagten zu 1) und 5) zum Nachteil 
des Klägers entschieden ist» war die Sache zur anderwei­
ten Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsge­
richt zurtickzuverweisen. Es erschien angebracht, einen 
anderen Senat des Berufungsgerichts mit der Verhandlung 
zu beauftragen (§ 565 Abs« 1 Satz 2 ZPO).

Die Kostenentscheidung beruht auf den §§ 97, 515 
Abs. 3 ZPO. Soweit die Beklagten zu 1) und 5) beteiligt 
sind; mußte die Entscheidung über die Kosten teilweise 
dem Berufungsgericht übertragen werden.

Me iß Engels DToK.Eo Meyer

Hanebeek Br. Hauß
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